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Die amB.Dezember 1949 einge"braoilt0 Anfrage der Abg. M a r kund, 
Genossen, betreffend DurchfUhrung der Besohlüsse gef;"Eln dieWirtschaftsver ... 
lr acher, beantwortet der Bundes:n:inister fi5,r Justiz Dr, T s c h ade k 
wie folgt I 

Die Anfrage enthält, gleich d~r ~~ter Z. 1415/NoR~/49 übermittelten 

und zu JMZ1.1,.117/49 am 30.November 1949 bea~tworteten Anfrage der Abge= 

ordneten Ernst Fischer und Genossen den nicht substantiierten Vorwurf, daß 

die staatsanwaltschaften und Gerichtö Verstöße gegeüdie Ges~tze zur Sich€'o 

rung der Deckung lebenswichtigen BedaX'fes, zur Rt,gelu.ng der Preise und zur 

Lenkung der Wirtschaft nicht mit der gebotenen Schnolligkeit verfolgen. 

Da. ~er Anfrage keine E'inzelfälle zi..1grul1deliegen, ka.nn nur' allgemein 

zunächet darauf verwiesen werden, daß schon vor dem Inkrafttreten der letz­

ten Novelle zum Bedarfsdecku."lgsstrafgesetz (Bund~sgesetz vom 30.Juni 1949, 

BGB1.Nr.161, womit das Bedarfsdeckungsstrafgesetz 1941, BGBl.Nr.146/1947, 

neuerlio habgeändert wurde) Verstöße gegen dieGesetze zUr LenkUllg der Wir"~­

schaft zum größten Teil L"l die Zuständigkeit dar Verwaltungsbehörden und nur 

. insoweit in dan Wi:rlcungsbereich der Gerichte fielen, als es sich hiebei um 
Z'.~~71d·2.:r.b91")·'11nngen gegen die Verteilungsordnung(§ 3 BDStG.). Schleichha.ndel 

l§ 4 BDStG,), mißbxä:l-;lJliche Verwendung von Bedarfsgeg':lnständen (§ 5 BDstG.)'-
\ 

NichterfüllWlg einer AlllneB G·-oder Ablieferur~gspflicht (§ 6 lmS·tG.), Preis,., 

übersohreitungen Ilnd aLdere Umstriebe (§§ 1 bis 9 BDStG.), verbotene Ankün= 

digungen . (§ 9 a BDStG.), veI'brecherische GefährdUng oder Beeinträ:chtigung 

der Bedarfsd eckung( §§ 10 ~ 'i 1 BLStG.) und fahrlässiges Verderbenlassen von 

Bedarfsgegenständen ( . § lla BDStG-,) g~handelrhdt. '. . 

Durch Art.l des Ilundesgosetzes vom 30.Juni 1949, BG13l.Nr.167, sind 

nun diö §§ 3, 5 bis 7, 71,1 und 91,1 B:PStGo entfallen und daher nu.r mehr die 

Bestimmungen des § 4 (Schleichhandel) i der §§ 8 und 9 BDStG. (Preiswuoher),' 

§§ 10,11 BDStG. (verbrecherische Gefährdung oder Beeinträchtigung der Be­

darfsdeckung) und § lla BDStG.' (fahrläesiges Verderbenlassen von Bedarfe_ 

gegenständen) aufrecht verbliebenQ 

Unter diesem GesichtspL1:i1kte sind allch di~m folgenden gebotel),en 

statistisohen Anglil ~ über den Anfall und die Brledigung von Strafsaohen 

nach dem Bedarfsdeckungsstrafgesetz bei der filtaatsanwaltschaft Wien in dsr 

\ 

/ 
\. 
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22.:Beiblatt 

20. 
Zeit vom l.Jänner bis, ,I1ezemror 1949 ~u beurteilen. 

Auf Grlllld des im § 34, Abs.(1),StPO., normierten Legalität~prinzipes 

sind dia staatsanwaHschaften verpflichtet', alle lülzüigen, die zu ihrer 

Kenntnis gelangen, vom iimts wegen al. verfoleen und wegon der Untersuchung 

und Bestrafung durch das zuständige Gericht dae Erforderliche zu veranlassen. 

Dieee Verfolgung setzt allerdings voraus, daß eine bereits genügende Anhalts= 

, punkte bietende .Anzaigeerstatt~t wird~ Von dar Schnelligkeit, mit der sei .. 

tens der'Sicherheitsbehörden die erfo'rderlichen Vorurhebungen gepflogen md ' 

eine zurwei taren Verfolgung bereits hinlänglichonGrundbietende Anzeige 

bei der staatsanwaltsc!:.Gft eTstatt8t wird, hängt vi:ll für das weitere Vor= 

fahren bei der staatsanwaltschaft und bei Gericht ab .. Verzögerungen des ge= 

rieht lichm Strafverfahre!ls habEn nicht selten ihre Ursache in spät orsta.t = 
teten und unvollständigen, weitere Erh~bungen erheischenden .~zeigen der 

Sicherhe i t sbe hörd en. 

Das Bundesministdrium f'ÜrJustiz hat bareit sanläßlich ungerecht • 
• fertigter Preiserhöhungen durch karte1lartige Vorbindungen Verabredungen 

a.m 19.Juni 1948 den Erlaß JMZlw12.032/48 an dIe staatsanwaltschaftlichGn' 

Behörden harausgeß'eben und den Gerichten zur Kenntnis,gebracht. Das BundE::s= 

ministerium für Justiz hat darin den staatsanwaltsc~~ftlichen B~hörden zur 

Pflicht gemacht, das Einvernehmen mi,t den örtlicherl Wirtschaftsstellen und 

BlUldespolizeidirektionEn herzustellen und, sio a.ufzufordem , alle ÄnZeichen 

:für kartellartige Pre1smanipulationen unverzäglich der zuständigen Staats= 

anwaltschaft anzuzeigen .. Die Sta~ltsanwaltschaften wurden in diesem Erlass 

weiter angewiesen, solche Strafsachm mit größter Beschle unigllng zu be= 

handeln, stets die /Frage zu prüfon, ob nicht Verdunklungs- oder Wiederholungs= 

gef!1hr vorliege, zutreffendenfti ls ~~nträge auf Verhängung der Untersuchungsos 

batt zu stellen und für die strengste Bestrafung der SChuldigen einzutreten. 

Um in der Bevölkem ng keinm Zweifel daran entstehen zu lassen. daß 

die Juetizbehördan gegen derartige Schädlinge rücksichtslos durchgreifen. 

wu:roen die 1~nklJ.gebahöx:d0n-auf die gesetzliche Ermächtigung:' ( § 15 BD8tG.) 

zur Veröffentlichung von Strafurteilen ruf Kosten des Verurteilten hinge= 

wiesen und angewiesen, Anträge in dieser Richtung zu stellen. Auf die 00= 

sondere Dringlichkeit der zu treffenden Maßnahmeh wurde aufmerksam gemacht. 

,Die Preiserhöhungen d,Jr j:~ngsten Zeit hRben das Bundesministerium 

fßr Justiz veran1aßt, mit Erlaß vom Il.November 1949 mit JMZl.12~926/49 den 

seinerzeitigen Erlaß JMZl.12~032/48 in Erinnerung z~·bringen, wobei die 

staatsanwaltschaftan den Auftrag €lrhielten 9 in Fällen größeren Umfanges 
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2~o!eiblatt Beiblatt zur ParI ml antskor;,espondenz l3.Jänner 1950 

über die Betl'01'fenan Maßnahmen und gesklltcn :iJ."1t.=äge dem Bundesminis.terilio 

1iir Justi:4 sofort Bericht zu erstatten. Au.! die bero ndere Dringlichkeit der 

zu treffenden M8.ßn.s.hmen ist da.bei erneut hingewiesen,worden, Die sta.atsan ... 

wal taehaft Wien ha.t h:lezu berichtet, daß derzeit bei ihr gegen 5 Karte1.1e 

teile Vorerhebungengeführt werden, teils die Voruhtersuchung bereits ein: 

geleitet ist. 
Zur vorliegenden luafragp der Abgeordneten Mark und Genossen habe ich 

einen Berioht der grö~ten Staatsnwaltschaf't österreichs, nämlich der Staets= 

8DwaltsQhAft Wien, ii'berden Anfall und die Erledigung von Strafanzeigen nach 

. dem !edp,rfsdeckungsstre.fgesetz im Jahre 1949 angefordert mrl beehr~_ mich, 

h1eslltolgende~ JDi tz.utei len: 

Inder Zeit V'Offi I"Jä.nner bis 20.Dezembar 1949 sind insgesamt lli An"" 

119igen wegen stra.fbarer Randlun3en nach-dem Bedarfsdecku.ngsstrn.fgesetz an= 

gef-allen. Hievon wurden bis zum 20 • .Dezember 1949.2!4.Anzoigün erledigt und 

swar. 
!i durch Einstellung nach § 90 stPO. oder 109 StPO., wa 1 in die­

seR Fällen alt Grund der Vorerhebungenoder der Voruntersuchung die staats_ 

sn~t8ehaft keinen Grund zu einer weiteren gerichtlichen Verfolgung ge. 

tuden hat· 

209 .iUlZ ei gen führten z tU' Einbringung einer Anklagesohrift oder eines 

strafantrages im vereinfachten Verfahren vor dem 'Einzelrichter. 

_ !QL.. Anzeigen wurdan durch Abtretung an die Ver-Vialtungabahörde { § 12 

BoStG.) 'erledigt. 

!!§. Anzeigen wurd c·n auf andGre Weise, nämlich (lurch Äbtretung an ein 

anderes Gericht oder Abbrechung des Verfahrens nach § 4~2 StPQ."weil'der 

Titer nicht bekannt war oder nicht vor Gericht gestellt werden konnte, er. 

ledigt. 

,l~us diesem Bericht ergibt sich, daß die Zdl1 der eingestellten Ver. 

fahren unter d.3m Dur chsch.ni tt der in Strafsa.chen anderer Art erfahrungsgetdiß 

zur !linstE! lung gelangenden Verfahren 1ieg't, ferner, d~ß die Zahl der un. 

erledigten Anzeigen im Verhältnis zu den erledigten hnzeigen nicht als hoo h 

$U bezeichnen ist und über dem Du.:rchschnit t der Erledigungen in Strafsachen 

anderer .dort Ue gt • 
Die Durchführung der 10 n "der Verteidtgru.lg angebotenen Beweise ißt zur 

Aufklä:rung des Sachverhal tes und zur VermeidtL'1g allfälliger Aufhebung eir.es 

Strafurteiles im .Rechtsmittelverfahren vielfach nötig. Im übrigen hab tiIl übel' 

. Beweisa.nträge und S)-nstige llnträge der Verteidigung die Gerichte zu ent. 
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Beiblttt zur Parlamentskorrgpondenz. 13.Jänner 19500, 

scheia"ft, aaf' die das Bund 'sminis terium lür Justiz keinen Einfluß nehmen 

lteaJle DaB die Staatsanwaltschaften unbegriindeten Anträgen energisch entgegen: 

z\itretea haben, ergibt sich aue den beiden oben zitierten Erlässen, mit 

denen den ~nklag~behörden aufgetr~en wurde, Strafsachen nach dem Bedarfs= 

4eekWlgsstraf'gesetz mit größter Beschleunigung zu beh.i3.ndeln. 

ZQsammenfaltsend beehre ioh mich daher mitzuteilen, dass die Sta.ats~ 

an&l~soh.afteD in Bedarfsdeckungsstrafsachen bereits mehrmals auf die be-

8Irutere JJriZlBlichkeit der Erledigung hingewies(~ wurden und da.ß darin a.uch 

der tUr 4ie UJüagebehörden bindende Auftrag .entha.lten ist,' den von der 

V.~eldigung der Beschuldigtenmgestrebten Verzögerungen mit den der 

staatsanwaltscbbft zur Verfügung stehenden Mitteln entgegenzutreten. 

-.-.-.-.-.-
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